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Leitsätze Der Neupraxenstatus entfällt, wenn ein

Arzt vor seiner Tätigkeit in einem MVZ
oder einer BAG im selben
Planungsbereich vertragsärztlich tätig
war. Vertragsärztlich tätig in diesem
Sinne ist nicht ein angestellter Arzt. Die
vorherige Tätigkeit als angestellter Arzt
im Planungsbereich lässt den
Neupraxenstatus nicht entfallen.

Normenkette § 95 Abs. 1 SGB V, § 15 HVM 2012

1. Instanz
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2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Der Bescheid der Beklagten vom 23. September 2015 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 19. Juli 2016 wird insoweit aufgehoben, als die
ErhÃ¶hung der Fallzahlen im Rahmen der Neupraxenregelung fÃ¼r die am MVZ
Krankenhaus H. angestellte Ã�rztin Frau A. fÃ¼r die Quartale II/2012 bis IV/2012
abgelehnt wird.

Die Beklagte wird verpflichtet, der KlÃ¤gerin fÃ¼r die am MVZ Krankenhaus H.
angestellte Ã�rztin bei der Berechnung des Regelleistungsvolumens eine
FallzahlerhÃ¶hung im Rahmen der Neupraxenregelung fÃ¼r die Quartale II-IV/2012
zu gewÃ¤hren.
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Im Ã�brigen wird die Klage abgewiesen.

Die Beklagte und die KlÃ¤gerin haben jeweils die HÃ¤lfte der Kosten des Verfahrens
zu tragen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die Anwendbarkeit der Neupraxenregelung bei der
Berechnung des Regelleistungsvolumens (RLV) fÃ¼r die Quartale II-IV/2012.

Die KlÃ¤gerin ist die TrÃ¤gergesellschaft einer Ã¼berÃ¶rtlichen
BerufsausÃ¼bungsgemeinschaft (Ã¼BAG) des MVZ P. und MVZ am Krankenhaus H.

Das MVZ P. ist seit dem 1. April 2006 zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung
zugelassen, das MVZ am Krankenhaus H. seit dem 1. Oktober 2010. Seit 1. April
2012 besteht die Ã¼BAG beider MVZ.

Im MVZ am Krankenhaus H. waren zunÃ¤chst der Facharzt fÃ¼r Chirurgie Dr. G.
und die FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurochirurgie Frau A. tÃ¤tig.

Frau A. war seit 1. August 2008 in einem anderen MVZ und seit 1. Oktober 2010 im
MVZ am Krankenhaus H. angestellt. Herr Dr. G. war seit 1. Oktober 1999 in B. als
Vertragsarzt zugelassen. Dr. G. war seit 1. Oktober 2010 ebenfalls als angestellter
Arzt im MVZ am Krankenhaus H. mit einem vollen Versorgungsauftrag tÃ¤tig. Zum
1. Juli 2012 Ã¼bernahm die FachÃ¤rztin fÃ¼r Chirurgie Dr. N. als angestellte
Ã�rztin 0,75 % des Versorgungsauftrages des Herrn Dr. G. Zum 3. Juli 2012 wurde
Dr. N. die Berechtigung zur Teilnahme an der Onkologie-Vereinbarung (OnkV)
erteilt.

In den Quartalen II-IV/2012 lag das RLV der Frau A. unter dem
Fachgruppendurchschnitt.

Mit Widerspruchsschreiben vom 10. August, 10. Oktober 2012 und 14. Januar 2013
stellte die KlÃ¤gerin AntrÃ¤ge auf Anwendung der Neupraxenregelung bei der
Berechnung des RLV fÃ¼r die Quartale II â�� IV/2012.

Diese lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 15. Oktober 2015 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 19. Juli 2016 ab. Das begrÃ¼ndete sie im
Wesentlichen damit, dass die Neupraxenregelung des HVM 2012 nicht anwendbar
sei, weil das MVZ P. bereits zum 1. April 2006 zugelassen worden sei und daher die
Neupraxenregelung im Quartal I/2009 geendet habe.

Am 26. August 2016 hat die KlÃ¤gerin Klage erhoben mit der sie ihr Begehren
weiterverfolgt.

Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt vor, die Neupraxenregelung nicht fÃ¼r das MVZ P., sondern
fÃ¼r das MVZ am Krankenhaus H. geltend gemacht werde. Dieses sei jedoch erst
zum 1. Oktober 2010 zugelassen worden, so dass die Neupraxenregelung noch
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Anwendung finde. Insoweit habe das Landessozialgerichts Berlin Brandenburg (LSG
BB) mit Urteil vom 19. Februar 2014, L 7 KA 68/12, entschieden, dass die
Neupraxenregelung auch dann anzuwenden sei, wenn in einem MVZ zunÃ¤chst
Ã�rzte mit unterdurchschnittlicher Fallzahl ihre Zulassung einbrÃ¤chten und dann
durch jÃ¼ngere Ã�rzte ersetzt wÃ¼rden. Das MVZ sei einem Vertragsarzt
gleichzusetzen. Es sei auch zu beachten, dass die Anstellung der FachÃ¤rztin fÃ¼r
Neurochirurgie Frau A. im Wege der Neuzulassung und nicht der Nachbesetzung
erfolgt sei.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

der Bescheid der Beklagten vom 23. September 2015 (Tagebuchnummern
28289-14; 44215-14, 1169-15, 4625-15) in Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 19. Juli 2016 wird aufgehoben und die Beklagte wird verpflichtet, der KlÃ¤gerin
die ErhÃ¶hung der Fallzahlen im Rahmen der Neupraxenregelung fÃ¼r das MVZ
Krankenhaus H. fÃ¼r die Quartale II â�� IV/2012 zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte trÃ¤gt vor, dass der die Neupraxenregelung auch fÃ¼r das MVZ am
Krankenhaus H. nicht zu gewÃ¤hren sei. Denn nach dem Urteil des
Bundessozialgerichts (BSG) vom 17. Juli 2013, B 6 KA 44/12 R stelle der Eintritt
eines weiteren Arztes in eine bereits bestehende BAG keine Neuaufnahme der
vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit dar. Dies sei auch hier gegeben. Seit GrÃ¼ndung der
Ã¼BAG sei damit auch das MVZ am Krankenhaus H. keine Neupraxis mehr. Die
Regelung im HVV 2012 gelte entsprechend fÃ¼r das MVZ. Die Einbringung einer
Zulassung in ein MVZ, Neueinstellung oder der Austausch eines angestellten Arztes
begrÃ¼ndeten keine Neupraxenregelung. Das BSG habe im Urteil vom 24. Januar
2018, B 6 KA 23/16 R bestÃ¤tigt, dass fÃ¼r die Frage des Vorliegens einer
Aufbaupraxis der Zulassungszeitpunkt des MVZ entscheidend sei. Daneben mÃ¼sse
auch fÃ¼r die jeweils im MVZ tÃ¤tigen Ã�rzte noch der Neupraxenstatus bestehen.
Das MVZ P. sei seit 1. April 2006 zugelassen, so dass die Neupraxenregelung zum
Quartal I/2009 endete. AuÃ�erdem sei bei den im MVZ am Krankenhaus H. tÃ¤tigen
Ã�rzte Dr. G. und Frau A. der Neupraxenstatus in den streitigen Quartalen ebenfalls
nicht mehr gegeben, da Dr. G. seit 1. Oktober 1999 in Berlin als Vertragsarzt
zugelassen gewesen sei und Frau A. seit 1.Juli 2008 an einem anderen MVZ in B. als
angestellte Ã�rztin vertragsÃ¤rztlich tÃ¤tig gewesen sei.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung hat der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte die Vertagung
mit der BegrÃ¼ndung beantragt, die allein zustÃ¤ndige Sachbearbeiterin sei
erkrankt und eine E-Mail der Administration der KlÃ¤gerin vom Verhandlungstag
7:50 Uhr vorgelegt, die lautet: "[ ] leider ist Frau S. heute erkrankt und muss den
Termin absagen. Da sie unbedingt selbst an der Verhandlung teilnehmen mÃ¶chte,
bittet sie, den Termin zu verschieben. Das Attest folgt, sofern benÃ¶tigt." Diesen
Antrag hat die Kammer mit Beschluss in der mÃ¼ndlichen Verhandlung abgelehnt.
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Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die Gerichtsakte und die
Verwaltungsakte der Beklagten verwiesen, die dem Gericht vorgelegen hat und
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung sowie der geheimen Beratung
geworden ist.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Kammer hat in der Besetzung mit zwei ehrenamtlichen Richtern aus den
Kreisen der VertragsÃ¤rzte und Vertragspsychotherapeuten verhandelt und
entschieden, weil es sich um eine Angelegenheit der VertragsÃ¤rzte und
Vertragspsychotherapeuten im Sinne von Â§ 12 Abs. 3 Satz 2 SGG handelt.

Die Kammer hat den Vertagungsantrag der KlÃ¤gerin abgelehnt, weil kein
erheblicher Grund i.S.d. Â§ 202 S. 1 SGG i.V.m. Â§ 227 Abs. 1 ZPO fÃ¼r die
Vertagung bestand.

Nach Â§ 202 S. 1 SGG i.V.m. Â§ 227 Abs. 1 ZPO kann das Gericht einen Termin nur
aus erheblichen GrÃ¼nden auf Antrag oder von Amts wegen verlegen. Ein
entsprechend erheblicher Grund liegt nur vor, wenn es dem verhinderten
Beteiligten ohne diese unmÃ¶glich gemacht wÃ¼rde, sich sachgemÃ¤Ã� und
erschÃ¶pfend zu Ã¤uÃ�ern. Ein anwaltlich vertretener KlÃ¤ger muss in seinem
Verlegungsantrag substantiiert darlegen, warum es unerlÃ¤sslich ist, dass er in
einem Termin anwesend ist. Eine Erkrankung ist durch eine Ã¤rztliche
Bescheinigung zu belegen (vgl. BSG, Beschluss vom 5. MÃ¤rz 2004, B 9 SB 40/03 B;
Schmidt in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG 12. Auflage 2017 Â§ 110
Rn 4bff.).

Die KlÃ¤gerin hat nicht substantiiert dargelegt, warum es unerlÃ¤sslich war, dass
die Sachbearbeiterin Frau S. am Termin teilnimmt, in dem sie von ihrem
anwesenden BevollmÃ¤chtigten vertreten war. Allein die Angabe, dass die alleinige
Sachbearbeiterin gern am Termin teilnehmen mÃ¶chte, genÃ¼gt insoweit nicht.
WÃ¤hrend des Klageverfahrens erfolgte der gesamte Vortrag Ã¼ber den
KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten. Es ist nicht ersichtlich, inwieweit die Anwesenheit der im
Klageverfahren nicht in Erscheinung getretenen Sachbearbeiterin der KlÃ¤gerin im
Termin unerlÃ¤sslich gewesen sein sollte.

Die Klage hat keinen Erfolg.

Sie ist als Anfechtungs- und Verpflichtungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1 SGG
zulÃ¤ssig, und in dem aus dem Tenor ersichtlichen Umfang begrÃ¼ndet. Der
angegriffene Bescheid der Beklagten vom 23. September 2015 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 19. Juli 2016 ist teilweise rechtswidrig und verletzt die
KlÃ¤gerin in ihren Rechten. Die KlÃ¤gerin hat einen Anspruch auf ErhÃ¶hung der
Fallzahlen im Rahmen der Neupraxenregelung fÃ¼r die am MVZ am Krankenhaus
H. angestellte Ã�rztin Frau A. fÃ¼r die Quartale II â��IV/2012. DarÃ¼ber hinaus
besteht kein Anspruch auf ErhÃ¶hung der Fallzahlen fÃ¼r das gesamte MVZ am
Krankenhaus H., die Bescheide waren insoweit rechtmÃ¤Ã�ig und verletzten die
KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten.
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Teil B Â§ 12 der hier maÃ�geblichen HVM fÃ¼r die Quartale II- IV/2012 lautet:

"Ein neu niedergelassener Arzt erhÃ¤lt ein Regelleistungsvolumen auf Basis der
Fallzahl des VorgÃ¤ngerarztes. Soweit diese Fallzahl des VorgÃ¤ngerarztes
aufgrund von honorarberichtigenden MaÃ�nahmen geÃ¤ndert wird, ist diese
geÃ¤nderte Fallzahl ggf. auch rÃ¼ckwirkend fÃ¼r das Regelleistungsvolumen des
neu niedergelassenen Arztes maÃ�geblich. Soweit es keinen VorgÃ¤ngerarzt gibt,
erfolgt die Berechnung des Regelleistungsvolumens auf der Basis der HÃ¤lfte der
durchschnittlichen, fÃ¼r das Regelleistungsvolumen relevanten Fallzahl der
jeweiligen Arztgruppe. Soweit eine hÃ¶here Fallzahl â�� als die in Satz 1 und 2
genannte â�� im Abrechnungsquartal tatsÃ¤chlich erreicht wird, vergrÃ¶Ã�ert sich
das Regelleistungsvolumen des Arztes je zusÃ¤tzlichem Fall in HÃ¶he des
durchschnittlichen Fallwertes der Arztgruppe begrenzt bis zur durchschnittlichen
Fallzahl der Arztgruppe. Nach Ablauf von 12 Quartalen nach der Niederlassung
berechnet sich das Regelleistungsvolumen auf der Basis der Fallzahl des
Vorjahresquartals. Ã�berschreitet er die durchschnittliche Fallzahl der Arztgruppe,
gilt die vorgenannte Regelung nicht mehr. Verlegt ein Arzt seine Praxis in einen
Verwaltungsbezirk, der isoliert betrachtet fÃ¼r die bedarfsplanungsrelevante
Arztgruppe einen Versorgungsgrad von weniger als 100 % aufweist, so gelten fÃ¼r
ihn auf Antrag Satz 3 bis 6 entsprechend."

Mit Beschluss vom 11. Dezember 2014 wurde â�� rÃ¼ckwirkend zum 01 April 2012
Â§ 12a in den HVM eingefÃ¼gt. Dieser hat folgenden Wortlaut:

"Â§ 12 gilt entsprechend fÃ¼r Medizinische Versorgungszentren (MVZ) als
zugelassene Leistungserbringer. Bei der Berechnung des Wachstums nach Â§ 12 auf
den gewichteten Mittelwert der Arztgruppendurchschnitte der im MVZ vertretenen
Arztgruppen werden die zugelassenen und angestellten Ã�rzte innerhalb des MVZ
herangezogen. Dabei begrÃ¼ndet insbesondere nicht die Einbringung einer
Zulassung in ein MVZ, nicht die Neueinstellung eines Arztes oder der Austausch von
angestellten Ã�rzten innerhalb eines MVZ allein ein Wachstum. Die
BerufsausÃ¼bungsgemeinschaft als solche ist vom Wachstum ausgeschlossen."

Die Kammer kann offenlassen, ob die rÃ¼ckwirkende EinfÃ¼hrung des Â§ 12a HVM
rechtmÃ¤Ã�ig war. Denn die entsprechende Anwendung der fÃ¼r VertragsÃ¤rzte
geltenden Bestimmungen auf MVZ, soweit keine abweichende Bestimmung besteht,
ergibt sich ohnehin aus Â§ 72 Abs. 1 S. 1 SGB V (vgl. dazu Urteil des SG Berlin vom
27. Juni 2012, S 83 KA 223/11 Rn 33; bestÃ¤tigt durch Urteil des LSG BB vom 19.
Februar 2014, L 7 KA 68/12 ).

Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts mÃ¼ssen im
Rahmen Regelung der Leistungsmengen durch RLV und QZV umsatzmÃ¤Ã�ig
unterdurchschnittlich abrechnende Praxen die MÃ¶glichkeit haben, zumindest den
durchschnittlichen Umsatz der Arztgruppe zu erreichen. Dem Vertragsarzt muss â��
wegen seines Rechts auf berufliche Entfaltung unter BerÃ¼cksichtigung der
sogenannten Honorarverteilungsgerechtigkeit â�� die Chance bleiben, durch
QualitÃ¤t und AttraktivitÃ¤t seiner Behandlung oder auch durch eine bessere
Organisation seiner Praxis neue Patienten fÃ¼r sich zu gewinnen und so legitimer
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Weise seine Position im Wettbewerb mit den Berufskollegen zu verbessern. Daher
ist allen Praxen mit unterdurchschnittlichen UmsÃ¤tzen die MÃ¶glichkeit
einzurÃ¤umen, durch Umsatzsteigerung jedenfalls bis zum Durchschnittsumsatz der
Fachgruppe aufzuschlieÃ�en und damit ihre Praxis zu einer mit typischen
UmsÃ¤tzen auszubauen (vgl. zuletzt BSG Urteil vom 24. Januar 2018, B 6 KA 2/17 R
Rn 25 f.; vom 24. Januar 2018, B 6 KA 23/16 R Rn. 19 ff, vom 17. Juli 2013, B 6 KA
44/12 R Rn 18 m.w.N.).

Diese Rechtsprechung hat das Bundessozialgericht dahingehend konkretisiert, dass
Praxen in der Aufbauphase die Steigerung ihres Honorars auf den
Durchschnittsumsatz sofort mÃ¶glich sein muss, wÃ¤hrend dies anderen, noch nach
der Aufbauphase unterdurchschnittlich abrechnenden Praxen jedenfalls innerhalb
von fÃ¼nf Jahren ermÃ¶glicht werden muss. Dabei bemisst das Bundessozialgericht
die Dauer einer Aufbauphase mit einem Zeitraum von drei bis fÃ¼nf Jahren. Diese
GrundsÃ¤tze gelten unabhÃ¤ngig von der Art der Honorarverteilungsregelungen
(vgl. zuletzt BSG, BSG Urteil vom 24. Januar 2018, B 6 KA 2/17 R Rn 25 f.; vom 24.
Januar 2018, B 6 KA 23/16 R Rn. 19 ff; Urteil vom 17. Juli 2013, B 6 KA 44/12 R Rn
19f. m.w.N.).

BezÃ¼glich des Neupraxenstatus von BAGs und MVZs hat das BSG diese
Rechtsprechung weiter konkretisiert. Danach ist vorliegend eine dreistufige
PrÃ¼fung erforderlich. Es kommt darauf an, ob der Ã¼BAG selbst und den diese
bildenden MVZ P. und MVZ am Krankenhaus H. der Neupraxenstatus zukommt.
Hinsichtlich der Frage, ob bei beiden MVZ der Neupraxenstatus besteht, ist
wiederum auch entscheidend, ob sich die in diesen tÃ¤tigen Ã�rzte ebenfalls noch
in der Aufbauphase befinden.

Das BSG hat in der von der Beklagten in Bezug genommenen Entscheidung vom 17.
Juli 2013, B 6 KA 44/12 R entschieden, dass es eine bereits bestehende BAG nicht
dadurch den Neupraxenstatus erwerben kann, dass sie einen Arzt aufnimmt, dem
selbst der Neupraxenstatus zukommt. Der neu aufgenommene Arzt muss damit
rechnen, dass mit dem Eintritt in die bestehende BAG die Position seiner
Einzelpraxis als Aufbaupraxis verloren geht (BSG, Urteil vom 17. Juli 2013, B 6 KA
44/12 R Rn 27).

Im vorliegenden Fall haben jedoch das bereits seit 1. April 2006 zugelassene MVZ P.
und das seit 1. Oktober 2010 zugelassene MVZ am Krankenhaus H. zum 1. April
2012 eine Ã¼BAG gegrÃ¼ndet. Diese Konstellation, in der zwei Ã�rzte
beziehungsweise hier MVZ eine BAG durch den Zusammenschluss erst zum
Entstehen bringen und die Frage, ob dann der bei einem Partner der BAG
bestehende Neupraxenstatus bestehen bleibt, hat das BSG in dieser Entscheidung
jedoch ausdrÃ¼cklich dahinstehen lassen (BSG, Urteil vom 17. Juli 2013, B 6 KA
44/12 R Rn 29).

In der aktuelleren Rechtsprechung hat das BSG nunmehr auch diese Konstellation
konkretisiert. Es hat klargestellt, dass es hinsichtlich der Bewertung, ob sich eine
BAG in der Aufbauphase befindet, sowohl darauf ankommt, ob die BAG selbst sich
noch in der Aufbauphase befindet als auch, ob die jeweiligen in der BAG tÃ¤tigen
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Ã�rzte noch den Neupraxenstatus beanspruchen kÃ¶nnen. Das der BAG
zuzuweisende RLV ist aus der Addition der arztbezogen ermittelten RLV fÃ¼r die
einzelnen dort tÃ¤tigen Ã�rzte zu ermitteln. Jedoch ist die Neupraxenregelung dann
nur auf die Ã�rzte anzuwenden, die selbst noch einen Neupraxenstatus
beanspruchen kÃ¶nnen. Diese verlieren diesen aber â�� entgegen der Ansicht der
Beklagten â�� auch nicht durch den Zusammenschluss mit Ã�rzten, die diesen nicht
mehr beanspruchen kÃ¶nnen (BSG, Urteil vom 24. Januar 2018, B 6 KA 2/17 R Rn
26ff.).

Das Abstellen auf die BAG bei der Beurteilung, ob eine Aufbaupraxis vorliegt, steht
im Einklang mit dem Umstand, dass bei gemeinsamer AusÃ¼bung
vertragsÃ¤rztlicher TÃ¤tigkeit in Gestalt einer vom Zulassungsausschuss
genehmigten BAG diese auch hinsichtlich der VergÃ¼tung und Abrechnung der
KÃ�V als einheitliche RechtspersÃ¶nlichkeit wie ein Einzelarzt gegenÃ¼bertritt
(BSG, Urteil vom 24. Januar 2018, B 6 KA 2/17 R Rn 27).

Da sich jedoch das RLV der BAG aus der Addition der arztbezogen zu ermittelnden
RLV fÃ¼r die jeweils in der BAG tÃ¤tigen Ã�rzte ergibt, ist zu prÃ¼fen, ob auch
jeder in der BAG tÃ¤tige Arzt sich noch in der Aufbauphase der vertragsÃ¤rztlichen
TÃ¤tigkeit befindet. Das ist nach der Rechtsprechung des BSG dann nicht mehr der
Fall, wenn ein Arzt in demselben Planungsbereich bereits in einem die Aufbauphase
Ã¼bersteigendem Zeitraum vertragsÃ¤rztlich tÃ¤tig war. Dabei ist auf die
vertragsÃ¤rztliche TÃ¤tigkeit im selben Planungsbereich abzustellen. (BSG, Urteil
vom 24. Januar 2018, B 6 KA 2/17 R Rn 28).

FÃ¼r die Frage, ob einer BAG selbst der Neupraxenstatus zukommt, ist der
Zeitpunkt ihrer GrÃ¼ndung entscheidend (BSG, Urteil vom 24. Januar 2018, B 6 KA
2/17 R Rn 27). Die Ã¼BAG zwischen dem MVZ P. und MVZ am Krankenhaus H.
wurde zum 1. April 2012 gegrÃ¼ndet. Sie befindet sich damit im hier streitigen
Zeitraum noch in der Aufbauphase.

Es kommt daher darauf an, ob den die Ã¼BAG bildenden MVZ P. und dem MVZ am
Krankenaus H. ebenfalls noch Neupraxenstatus zukommt. Dies ist allein hinsichtlich
des MVZ am Krankenhaus H. der Fall. FÃ¼r MVZ hat das BSG parallel zur Bewertung
des Neupraxenstatus bei der BAG entschieden, dass es sowohl darauf ankommt, ob
sich das MVZ selbst noch in der Aufbauphase befindet als auch darauf, ob der
jeweils dort tÃ¤tige Arzt diesen Neupraxenstatus noch beanspruchen kann. Der
jeweilige Arzt muss damit rechnen, dass er den Neupraxenstatus verliert, wenn er in
ein MVZ eintritt, dass diesen nicht mehr hat (BSG, Urteil vom 24. Januar 2018, B 6
KA 23/16 R Rn 18 ff.).

Hinsichtlich der Frage, ob ein MVZ sich in der Aufbaufphase befindet, ist auf den
Zeitpunkt der Zulassung abzustellen. Diese stellt grundsÃ¤tzlich die Neuaufnahme
der vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit dar (BSG, Urteil vom 24. Januar 2018, B 6 KA
23/16 R Rn 24). Im vorliegenden Fall kommt dem bereits am 1. April 2006
zugelassenen MVZ P. im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum kein Neupraxenstatus
mehr zu. Jedoch ist das MVZ am Krankenhaus H. erst zum 1. Oktober 2010
zugelassen, so dass es in den Quartalen II-IV/2012 noch in der Aufbauphase war.
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Insoweit ist weiter entscheidend, ob auch die im MVZ am Krankenhaus H. tÃ¤tigen
Ã�rzte, fÃ¼r die ein RLV gegenÃ¼ber dem MVZ festgesetzt wird, Ã¼ber einen
entsprechenden Neupraxenstatus verfÃ¼gen (BSG, Urteil vom 24. Januar 2018, B 6
KA 23/16 R Rn 18 ff.). Das ist nur der Fall, wenn der Arzt vor seiner TÃ¤tigkeit im
MVZ nicht bereits Ã¼ber einen den AnfÃ¤ngerstatus ausschlieÃ�enden Zeitraum im
selben Planungsbereich wie das MVZ selbst "vertragsÃ¤rztlich tÃ¤tig" war (BSG,
Urteil vom 24. Januar 2018, B 6 KA 23/16 R Rn 25).

Die Kammer ist der Ã�berzeugung, dass in den streitigen Quartalen II-IV/2012 zwar
Dr. G. bereits lÃ¤nger als 12 Quartale im Planungsbereich vertragsÃ¤rztlich tÃ¤tig
im Sinne dieser Rechtsprechung war, nicht jedoch Frau A.

Die Kammer geht davon aus, dass "vertragsÃ¤rztlich tÃ¤tig" im Sinne der
Rechtsprechung zur Neupraxenregelung bedeutet, dass der jeweilige Arzt selbst als
Vertragsarzt zugelassen gewesen sein muss. Allein die TÃ¤tigkeit als durch einen
Vertragsarzt angestellter Arzt genÃ¼gt jedoch nicht.

Diese Auslegung ergibt sich bereits aus Â§ 95 Abs. 1 SGB V. Dieser lautet:

"An der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung nehmen zugelassene Ã�rzte und
zugelassene medizinische Versorgungszentren sowie ermÃ¤chtigte Ã�rzte und
ermÃ¤chtigte Einrichtungen teil. 2Medizinische Versorgungszentren sind Ã¤rztlich
geleitete Einrichtungen, in denen Ã�rzte, die in das Arztregister nach Absatz 2 Satz
3 eingetragen sind, als Angestellte oder VertragsÃ¤rzte tÃ¤tig sind."

Â§ 95 Abs. 1 S. 1 SGB V nennt einen numerus clausus der Formen der Teilnahme an
der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung (Hannes in Hauck/Noftz 6/17 Â§ 95 Rn 25).
Diese umfassen allein den zugelassenen Arzt beziehungsweise das zugelassene
MVZ und den ermÃ¤chtigten Arzt beziehungsweise die ermÃ¤chtigte Einrichtung.
Nicht erfasst sind angestellte Ã�rzte, die in Satz 2 und Absatz 9 gesondert genannt
werden. In Â§ 95 Abs. 9 SGB V ist geregelt, dass VertragsÃ¤rzte Ã�rzte mit der
Genehmigung des Zulassungsausschusses anstellen kÃ¶nnen. Â§ 95 SGB V
unterscheidet also zwischen der Teilnahme an der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung
durch zugelassene Leistungserbringer und der TÃ¤tigkeit angestellter Ã�rzte.

Dass allein die Anstellung im Planungsbereich nicht dazu fÃ¼hrt, dass ein Arzt fÃ¼r
sich nicht mehr den Neupraxenstatus beanspruchen kann, entspricht auch dem
Sinn und Zweck der Privilegierung von Praxen in der Aufbauphase. Diese soll gerade
die sofortige WachstumsmÃ¶glichkeit fÃ¼r Ã�rzte gewÃ¤hrleisten, die noch keine
vorherige Chance hatte, Patienten fÃ¼r sich zu gewinnen. Es soll ausgeglichen
werden, dass noch kein Patientenstamm besteht und eine Kalkulationssicherheit
hinsichtlich des Praxisaufbaus nicht gegeben ist (vgl. SG Berlin, Urteil vom 27. Juni
2012, S 83 KA 223/11 Rn 28). Angestellte Ã�rzte kÃ¶nnen jedoch in der Regel
keinen Patientenstamm aufbauen. Entsprechend ist es auch unstreitig, dass ein
bisher angestellter Arzt, der sich mit einer neu erteilten eigenen Zulassung
niederlÃ¤sst, als Aufbaupraxis anzusehen ist.

Danach war in den Quartalen II-IV/2012 fÃ¼r Dr. G. der Neupraxenstatus nicht mehr
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gegeben, denn dieser war bereits seit 1. Oktober 1999 mit einer eigenen Zulassung
im Planungsbereich Berlin als Vertragsarzt tÃ¤tig. Frau A. war jedoch nur als
angestellte Ã�rztin im Planungsbereich tÃ¤tig, seit 1. August 2008 an einem
anderen MVZ in Berlin, seit 1. Oktober 2010 am MVZ am Krankenhaus H.
Hinsichtlich des RLV der Frau A. ist daher die FallzahlerhÃ¶hung im Rahmen der
Neupraxensregelung zu gewÃ¤hren.

Die Neupraxenregelung ist aber entgegen der Ansicht der KlÃ¤gerin nicht fÃ¼r das
gesamte RLV des MVZ am Krankenhaus H. zu gewÃ¤hren. Soweit die Urteile des SG
Berlin und LSG Berlin-Brandenburg (SG Berlin, Urteil vom 27. Juni 2012, S 83 KA
223/11 und LSG BB, Urteil vom 19. Februar 2014, L 7 KA 68/12) allein darauf
abstellten, dass es hinsichtlich der Anwendbarkeit der Neupraxenregelung auf das
MVZ als solches ankomme, wurde nunmehr durch das BSG klargestellt, dass der
Neupraxenstatus sowohl fÃ¼r das MVZ als solches als auch fÃ¼r den jeweils in
diesem tÃ¤tigen Arzt bestehen muss und die FallzahlerhÃ¶hung ausschlieÃ�lich in
Bezug auf das in die Summe des RLV einflieÃ�enden RLV des jeweiligen Arztes mit
Neupraxenstatus anzuwenden ist (BSG, Urteile vom 24. Januar 2018, B 6 KA 23/16 R
und B 6 KA 2/17 R).

Nicht entscheidend fÃ¼r die Anwendbarkeit der Neupraxenregelung ist, dass die
Anstellung der FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurochirurgie Frau A. auf einem neu
zugelassenen Arztsitz und nicht im Wege der Nachbesetzung erfolgte. Denn die
Rechtsprechung des BSG ist dahingehend eindeutig, dass bei Nichtbestehen der
Neupraxenregelung fÃ¼r das MVZ als solches auch das Hinzukommen eines neuen
Arztsitzes nicht zur Anwendbarkeit der Neupraxenregelung auf das gesamte schon
lÃ¤nger bestehende MVZ fÃ¼hrt, da es dies fÃ¼r die Aufnahme weiterer Ã�rzte an
sich ausschlieÃ�t (BSG, Urteil vom 17. Juli 2013, B 6 KA 44/12 R Rn 27; Urteil vom
24. Januar 2018, B 6 KA 23/16 R Rn 27.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197 a SGG iVm Â§ 154 Abs. 1 VwGO und folgt
dem Ergebnis der Hauptsache.

Erstellt am: 13.11.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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